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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 13 Ausgegeben Danzig, den IL. März 1933 
31 FV. Unsführungsverordnung 


zur Verordnung über die Regelung der Milchwirtſchaft vom 27. 10. 1931 (G. Bl. S. 771 ff.) 
betreffend die Errichtung eines Milchverſorgungsverbandes. 


Vom 7. 3. 1933. 


8 1 

Auf Grund des $ 36 der Verordnung über die Regelung der Milchwirtſchaft vom 27. 10. 1931 
(G. Bl. S. 771 ff.) in der Faſſung der Verordnung vom 10. 5. 1932 (G. Bl. S. 835 ff.) werden 
ſämtliche im Gebiet der Freien Stadt Danzig gelegenen Erzeugerbetriebe, milchbe⸗ und »verarbeitende 
Betriebe ſowie Milchhandelsbetriebe zur Regelung der Verwertung und des Abſatzes von Milch und 
Milcherzeugniſſen zuſammengeſchloſſen. 

Der Zuſammenſchluß führt den Namen „Milchverſorgungsverband der Freien Stadt Danzig“. 

Der Zuſammenſchluß iſt rechtsfähig; er hat die Eigenſchaft einer Körperſchaft des öffentlichen 
Rechts. 

82 

Die Rechte und Pflichten der Mitglieder und die übrigen Rechtsverhältniſſe des Zuſammen⸗ 

ſchluſſes regeln ſich nach der nachſtehenden Satzung. 


§ 3 
Der Zuſammenſchluß ſteht unter der Aufſicht des Staates, der hierfür einen Staatskommiſſar be⸗ 
ſtellt. Die Aufſicht beſchränkt ſich darauf, daß die Angelegenheiten des Zuſammenſchluſſes nach Ge⸗ 
ſetz und Satzung verwaltet werden. 
Der Staatskommiſſar iſt insbeſondere befugt: 
a) Bücher, Schriften und Rechnungen des Zuſammenſchluſſes einzufehen; 
b) von den Organen des Zuſammenſchluſſes und von den Geſchäftsführern Auskunft über alle 
geſchäftlichen Angelegenheiten zu verlangen; 
e) an den Sitzungen der Organe des Zuſammenſchluſſes teilzunehmen und die Anberaumung von 
Sitzungen ſowie die Beſchlußfaſſung über beſtimmte Gegenſtände zu verlangen; 
d) Nachprüfungen durch Sachverſtändige auf Koſten des Zuſammenſchluſſes vornehmen zu laſſen; 
e) Beſchlüſſe oder Maßnahmen der Organe des Zuſammenſchluſſes, insbeſondere ſolche Beſchlüſſe, 
durch die Sperren oder Nachteile von ähnlicher Bedeutung verhängt werden, außer Wirkſam⸗ 
keit zu ſetzen und ihre Ausführung zu unterſagen, wenn ſie geeignet ſind, die Geſamtwirtſchaft 
oder das Gemeinwohl zu gefährden, im Falle der Verhängung einer Sperre oder eines Nach⸗ 
teils von ähnlicher Bedeutung, auch wenn die wirtſchaftliche Bewegungsfreiheit des Betrof⸗ 
fenen unbillig, d. h. im Widerſpruch mit dem Verbandszweck und ohne Nutzen für die Allge⸗ 
meinheit eingeſchränkt wird oder wenn ſie gegen das Geſetz oder die Satzung des Zuſammen⸗ 
ſchluſſes verſtoßen; 
f) anſtelle der außer Kraft geſetzten Beſchlüſſe und Maßnahmen das Geeignete und Erforderliche 
zu veranlaſſen; s g f 
8) Mitglieder der Organe des Zuſammenſchluſſes und die Geſchäftsführer, die ſich einer groben 
Pflichtverletzung ſchuldig machen, ihres Amtes zu entheben und bis zur Neuwahl auf Koſten 
des Zuſammenſchluſſes Vertreter zu beſtellen; 
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h) bei Nichtzuſtandekommen von Wahlen der Organe des Zuſammenſchluſſes Vertreter zu be⸗ 
ſtellen, die bis zur ordnungsmäßigen Wahl die Obliegenheiten der Vertretenen wahrzunehmen 
haben. 

8 4 
Für die Wahrnehmung der Verbandsgeſchäfte bis zur Bildung der endgültigen Verbandsorgane 
beſtimmt der Staatskommiſſar nach Anhörung der beteiligten Wirtſchaftsverbände die Mitglieder des 
vorläufigen Vorſtandes des Zuſammenſchluſſes, dem bis zur ordnungsmäßigen Wahl durch den Ver⸗ 
waltungsrat die Führung des Verbandes obliegt, ſowie die Mitglieder des 1. Preisausſchuſſes; er 
beſtimmt erſtmalig auch einen Geſchäftsführer und ſetzt den Termin für die Wahl der Vorſtandsmit⸗ 
glieder feſt. 
8 5 
Der Haushaltsplan des Zuſammenſchluſſes bedarf der Genehmigung des Staatskommiſſars; das 
Gleiche gilt von Beſchlüſſen über Aufwendungen für ſolche Zwecke, welche im Haushaltsplan nicht vor⸗ 
geſehen ſind. N 
Die Jahresrechnungen ſind auf Verlangen dem Staatskommiſſar vorzulegen. 


8 6 
Der Vorſtand des Zuſammenſchluſſes iſt berechtigt, gegen Mitglieder, welche gegen die Satzung 
oder die zu ihrer Ergänzung und Ausführung erlaſſenen Beſtimmungen verſtoßen, Ordnungsſtrafen 
bis zu 1000 Gulden im Einzelfalle feſtzuſetzen. Gegen die Feſtſetzung von Ordnungsſtrafen iſt binnen 
zwei Wochen nach Zuſtellung die Beſchwerde beim Staatskommiſſar zuläſſig. Die Beſchwerde hat keine 
aufſchiebende Wirkung und kann nur darauf geſtützt werden, daß die tatſächlichen Vorausſetzungen für 
die Verhängung der Zwangsſtrafen nicht vorhanden waren. 


8 7 
ö Die Beitreibung der feſtgeſetzten Ordnungsſtrafen, rückſtändigen Mitgliederbeiträge, Ausgleichs- 
beiträge, Umlagen und ſonſtiger Geldleiſtungen, die der Zuſammenſchluß nach der Satzung oder der 
Kontingentierungsordnung erhebt, erfolgt im Verwaltungszwangsverfahren. Der Zuſammenſchluß als 
Gläubiger erſucht die Beitreibungsbehörde um Anordnung der Zwangsvollſtreckung unter Bezeichnung 
des Schuldners, der geſchuldeten Beträge und des Grundes der Forderung. 

Die eingezogenen Beträge fließen, ſoweit ſie nicht nach der Satzung oder der Kontingentierungs⸗ 
ordnung an den Milchausgleichsfonds des Zuſammenſchluſſes abzuführen find, in die Verwaltungskaſſe 
des Zuſammenſchluſſes. Die Beitreibungsbehörde it berechtigt, 10 % der beigetriebenen Beträge als 
Erſatz ihrer Unkoſten einzubehalten. 

8 8 

Dieſe Verordnung tritt am 15. März 1933 in Kraft. Mit dieſem Zeitpunkt verlieren ſämtliche 
Verträge, die die Lieferung von Milch oder der im § 7 der Satzung genannten Milcherzeugniſſe zum 
Gegenſtande haben und den Beſtimmungen der Satzung oder den zu ihrer Ergänzung oder Aus⸗ 
führung erlaſſenen Anordnungen oder Beſchlüſſen der Verwaltungsorgane entgegenſtehen, ihre Gül⸗ 
tigkeit. Unberührt bleiben Verträge zwiſchen Milcherzeugern und milhbe- und -verarbeitenden Betrieben, 
ſoweit fie auf genoſſenſchaftlicher Bindung beruhen. 

Gleichzeitig tritt die Ausführungsverordnung über die Regelung der Milchwirtſchaft vom 17. Juni 
1932 (G. Bl. S. 407) außer Kraft. 5 


Danzig, den 7. März 1933. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Hinz 


Satzung 
des Milchverſorgungsverbandes der Freien Stadt Danzig 


8 1 
Der Zuſammenſchluß führt den Namen a 5 
b ’ „Milchverſorgungsverband der Freien Stadt Danzig“ (M. V. D.) 
und hat ſeinen Sitz im Stadtbezirk Danzig. ö 
| eite 82 f 
Der M. V. D. hat den Zweck und die Aufgabe, innerhalb des Gebietes des Zuſammenſchluſſes 
a) das Verbrauchergebiet mit genügender, einwandfreier und geſunder Trinkmilch ſowie mit Milch⸗ 
erzeugniſſen zu angemeſſenen Preiſen zu verſorgen, a f 
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b) die Verwertung der über den Bedarf an Trinkmilch hinausgehenden Milcherzeugung als Werk⸗ 
milch nach wirtſchaftlichen Geſichtspunkten zu regeln, 

e) die Qualität der Milch ſowie der Milcherzeugniſſe zu verbeſſern, 

d) die Herſtellung, das Angebot und den Abſatz einheitlicher Sorten von Milch und Milcherzeug⸗ 
niſſen nach einheitlichen Grundſätzen zu regeln und die Milchanlieferung an den Bedarf anzu⸗ 
paſſen, 

e) den Verbrauch an Trinkmilch und Milcherzeugniſſen durch geeignete Maßnahmen zu heben, 

f) die Erzeuger⸗, Groß⸗ und Kleinhandelspreiſe für Trinkmilch und erforderlichenfalls für Milch⸗ 
erzeugniſſe ſowie die Preiſe für Werkmilch feſtzuſetzen. 

Der M. V. D. hat für größtmögliche Wirtſchaftlichkeit der Milchverſorgung zu ſorgen, wobei je⸗ 
doch Schädigungen der Geſamtwirtſchaft und des Gemeinwohls verhindert werden ſollen. 
Die Errichtung eigener auf Erwerb gerichteter Geſchäftsbetriebe iſt ausgeſchloſſen. 


8 3 

Das Gebiet des Zuſammenſchluſſes umfaßt das geſamte Gebiet der Freien Stadt Danzig. Es 
wird in ein Verbrauchergebiet und in ein Erzeugergebiet eingeteilt. 

Zum Verbrauchergebiet wird der Bereich der ſtaatlichen Polizeiverwaltung Danzig (Gemeinde⸗ 
bezirk Danzig, Ohra, Zoppot) beſtimmt. 

Die Grenzen des Erzeugergebietes werden vom Vorſtand des Zuſammenſchluſſes mit der Maß⸗ 
gabe feſtgeſetzt, daß eine Trinkmilchzone, eine Regulierzone und eine Werkmilchzone abzugrenzen iſt. 
Bei der Einteilung der Zonen ſind folgende Grundſätze maßgebend: 

a) die dem Verbrauchergebiet nahegelegenen Erzeugerbetriebe ſollen in erſter Linie zur Trink⸗ 
milchverſorgung herangezogen werden, ſoweit ſie geeignete Trinkmilch liefern können; bei der 
Abgrenzung der Trinkmilchzone ſind die bisherigen Trinkmilchlieferungen und wirtſchaftlichen 
Beziehungen zu berückſichtigen (I. Zone); 
die Erzeugerbetriebe in mittlerer Entfernung ſollen bei geeigneten Verkehrsverhältniſſen der 
Regulierzone (II. Zone) zugewieſen werden; das Gebiet dieſer Zone iſt ſo abzugrenzen, daß 
daraus bei Milchknappheit die für die Trinkmilchverſorgung des Verbrauchergebiets notwendige 
zuſätzliche Milchmenge bezogen werden kann; 
die übrigen im Gebiete des Zuſammenſchluſſes gelegenen Erzeugerbetriebe ſollen der Werk⸗ 
milchzone (III. Zone) zugeteilt werden; ſie haben ihre Milch grundſätzlich an Werkmilchbetriebe 
abzuliefern, können jedoch vom Vorſtand des M. V. D. zur Trinkmilchverſorgung, vorzugsweiſe 
Sahnelieferung, herangezogen werden. 

Der Vorſtand des M. V. D. kann Erzeugerbetriebe einer Zone einer anderen Zone zuteilen; er kann 
auch das Verbraucher- und Erzeugergebiet jederzeit nach Bedarf vergrößern und anderweitig abgrenzen, 
ſowie auch Teile des Gebietes des Zuſammenſchluſſes als Verbraucher- oder Erzeugergebiet für ſich ab⸗ 
grenzen. 


(or! 
— 


— 


8 4 a 

Mitglieder des M. V. D. ſind alle Inhaber von Betrieben, die im Gebiete des Zuſammenſchluſſes 

a) Milch erzeugen und an Mitglieder der Gruppen b) und o) oder an Verbraucher abgeben (Er⸗ 
zeugergruppe); f 

b) Milch be- oder verarbeiten (Bearbeitergruppe); 

c) Milch im reinen Handel oder an den Verbraucher abgeben (Händlergruppe). 

Als Mitglieder des Zuſammenſchluſſes können außerdem aufgenommen werden Milcherzeuger und 
Milchbe⸗ und » verarbeitende Betriebe, die außerhalb des Gebietes des Zuſammenſchluſſes ihren Sitz 
haben und deren Milch auf Grund dieſer Satzung ganz oder teilweiſe in das Verbrauchergbeiet ge⸗ 
liefert wird. 

Alle Mitglieder des M. V. D. üben ihre Rechte nur durch eine Vereinigung ihrer Gruppe aus. Die 
Vereinigung muß rechtsfähig ſein und iſt verpflichtet, ihre Satzung den Vorſchriften dieſer Satzung ent⸗ 
ſprechend anzupaſſen, insbeſondere derart, daß ihre Mitglieder dieſer Satzung ſowie den Anordnungen 
und Beſchlüſſen der Organe des M. V. D. unterworfen ſind. Der Vorſtand des M. V. D. kann durch 
Ordnungsſtrafen die Vereinigung zur Abänderung ihrer Satzung anhalten; er kann auch einzelne Be⸗ 
triebsinhaber einer Vereinigung zuweilen. 2 

8 5 g 

Die Mitgliedſchaft der in 8 4 Abſ. 1 genannten Mitglieder beginnt, ſobald die dort bezeichneten 
Vorausſetzungen vorliegen und endet, ſobald dieſe Voraussetzungen fortgefallen find und dieſer Fort⸗ 
fall dem Vorſtand des M. V. D. mitgeteilt wird; ſie entſteht erneut, ſobald der Tatbeſtand des 8 4 
Abſ. 1 erfüllt iſt. er N 5 TT 
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Die Mitgliedſchaft der in 8 4 Abſ. 2 genannten Mitglieder beginnt mit ihrer Aufnahme in den 
M. V. D. und endet mit ihrem Ausſchluß. 

Die Mitgliedſchaft der Inhaber von Betrieben, die in der Werkmilchzone gelegen ſind, ruht, ſo⸗ 
lange nicht die Organe des M. V. D. Maßnahmen zur Verwertung der Milch und Milcherzeugniſſe 
dieſes Gebietes getroffen haben. 

Im Streitfall entſcheidet der Vorſtand des M. V. D. über das Beſtehen oder Ruhen der Mitglied⸗ 
ſchaft. Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes iſt binnen zwei Wochen Beſchwerde an den Staats⸗ 
kommiſſar zuläſſig, der unter Ausſchluß des Rechtsweges entgültig entſcheidet. 


8 6 

Trinkmilch dürfen in das Verbrauchergebiet nur Mitgliedsbetriebe liefern, die ſelbſt im Ver⸗ 
brauchergebiet oder in der J. und II. Zone des Erzeugergebietes liegen oder dieſen Zonen zugewieſen 
ſind. 

Alle Milchlieferungen (vgl. § 12 Abi. 2 Ziffer 10) dürfen nur auf Grund von Normal-Milch⸗ 
lieferungsverträgen nach vorgeſchriebenem Muſter und erſt dann erfolgen, wenn der Vertrag vom Vor⸗ 
ſtand des M. V. D. genehmigt iſt. 

Um das Verbrauchergebiet jederzeit nach den Grundſätzen der größten Wirtſchaftlichkeit mit ge⸗ 
nügender Milch zu verſorgen und die den Bedarf an Trinkmilch überſchießende Milch beſtens verwerten 
zu können, wird von den Organen des M. V. D. für jeden Betrieb eine Höchſtliefermenge an Trink⸗ 
milch (Kontingent) feſtgeſetzt. Die Regelung der Milchlieferung erfolgt nach Maßgabe der beige⸗ 
fügten Kontingentierungsordnung, die einen weſentlichen Beſtandteil dieſer Satzung bildet. Sinkt oder 
ſteigt der Milchverkehr im Verbrauchergebiet gegenüber der Summe der zugeteilten Trinkmilchkontin⸗ 
gente, jo kann der Vorſtand des M. V. D die Kontingente für Trinkmilch entſprechend herab⸗ oder her⸗ 
aufſetzen. Ueberſchreitungen des Trinkmilchkontingents ſind unzuläſſig. Die über das Kontingent hin⸗ 
aus gelieferten Milchmengen dürfen nur als Werkmilch abgegeben und abgerechnet werden. 

Alle Betriebsinhaber haben dafür zu ſorgen, daß ohne Genehmigung der Organe des M. V. D. 
aus ihren Betrieben ſtammende Werkmilch nicht als Trinkmilch in den Verkehr gebracht wird. 

Der Vorſtand des M. V. D. hat darüber zu wachen, daß den Betrieben die vom Preisausſchuß 
feſtgeſetzten Preiſe ausbezahlt und die feſtgeſetzten Spanungen eingehalten werden. 

Zur Erzielung der größten Wirtſchaftlichkeit kann der Vorſtand anordnen, daß Werkmilchmengen 
des Verbrauchergebiets ſowie der I. Zone zu Trinkmilchzwecken im Verbrauchergebiet verwendet werden 
können, jedoch nur, wenn und inſoweit Trinkmilchkontingente der II. Zone in der II. oder III. Zone 
als Werkmilch verarbeitet werden. Hierbei erſparte Frachten fließen in die Kaſſe des Milchausgleichs⸗ 
fonds des M. V. D 

Die Organe des M. V. D. find verpflichtet, bei Mangel an Trinkmilch zunächſt die Werkmilch⸗ 
menge der I., dann der II. Zone zur Trinkmilchlieferung heranzuziehen und, wenn dieſe Milchmengen 
nicht ausreichen, auch Milch aus der III. Zone unverzüglich zu beſchaffen. Werden Werkmilchmengen 
auf Aufforderung der Organe des M. V. D. in das Verbrauchergebiet zu Trinkmilchzwecken geliefert, jo 
entſteht für die Lieferanten kein Anſpruch auf ein Trinkmilchkontingent. Erſparte Preisdifferenzen ſind 
gleichfalls ganz oder teilweiſe an die Kaſſe des Milchausgleichsfonds des M. V. D. abzuführen. 


87 
Der Vorſtand kann für die Lieferung von Schlagſahne und Kaffeeſahne, auch ſteriliſierter ſowie 
von ſaurer Sahne, Magermilch, Quark, Buttermilch und ſonſtigen Milcherzeugniſſen gleiche oder ähn⸗ 
liche Vorſchriften wie in § 6 erlaſſen. 
8 8 
Das Geſchäftsjahr iſt das Kalenderjahr. Das 1. Geſchäftsjahr umfaßt die Zeit vom 15. März 
1933 bis 31. Dezember 1933. 
8 9 
Die Organe des M. V. D. find: 
a) der Vorſtand, 
b) der Verwaltungsrat, 
c) die Vertreterverſammlung, 
d) der Preisausſchuß. 1 
Die Mitglieder der Organe ſind ehrenamtlich tätig. Auslagen und Zeitverſäumniſſe können ihnen 
jedoch nach der Geſchäftsordnung vergütet werden. N 
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$ 10 
Der Vorstand beſteht aus einem Vorſitzenden, drei Beiſitzern 1 einem Geſchäftsführer mit be⸗ 


ratender Stimme. 

Der Vorſtand vertritt den M. V. D. gerichtlich und außergerichtlich; er hat die Stellung eines ge⸗ 
ſetzlichen Vertreters. 

Der Vorſitzende des Vorſtandes iſt zugleich der Vorſitzende der übrigen Organe ſowie der von ihm 
eingeſetzten Kommiſſionen. Er beruft und leitet die Sitzungen des Vorſtandes, des Verwaltungsrats, 
der Vertreterverſammlung und des Preisausſchuſſes; er beruft und leitet auch die Sitzungen von 
Unterausſchüſſen, ſoweit er nicht andere Perſonen damit beauftragt. 

Iſt der Vorſitzende behindert, ſo wird er von ſeinem Stellvertreter und bei deſſen Behinderung 
von einem anderen Vorſtandsmitglied vertreten. 

Sämtliche Vorſtandsmitglieder, mit Ausnahme des Geſchäftsführers, werden vom Verwaltungsrat 
auf die Dauer von drei Jahren gewählt. Der Vorſitzende muß der in § 4 Abſ. la genannten Gruppe 
(Erzeugergruppe) entnommen werden. Zu den drei übrigen Vorſtandsmitgliedern ſchlägt jede der in 
§ 4 Abſ. 1 genannten Gruppen je 2 Mitglieder vor, von denen der Verwaltungsrat je ein Mitglied 
von jeder Gruppe zu wählen hat. Der Verwaltungsrat beſtimmt aus der Reihe der gewählten Bei⸗ 
ſitzer den ſtellvertretenden Vorſitzenden. 

Scheidet ein Vorſtandsmitglied aus, ſo wählt der Verwaltungsrat einen Erſatzmann nach den vor⸗ 
ſtehend genannten Grundſätzen. 

8 11 

Der Vorſtand führt die Geſchäfte des M. V. D. unter Beachtung der geſetzlichen und ſatzungsmäßigen f 
Beſtimmungen ſowie nach Maßgabe der Kontingentierungs⸗ und Lieferordnung und den Beſchlüſſen 
der übrigen Organe des M. V. D. Mit der Durchführung der Verbandsaufgaben kann der Vorſtand 
einen oder mehrere Geſchäftsführer — auch mit beſonderer Vollmacht — beauftragen, deren An⸗ 
ſtellung und Entlaſſung ihm obliegt; die Verantwortung für die Geſchäftsführung verbleibt jedoch dem 
Vorſtand. Der Vorſtand hat die ihm obliegenden Pflichten gewiſſenhaft zu erfüllen. 

Der Vorſtand führt ſeine Geſchäfte in Sitzungen, die mindeſtens einmal im Monat ſtattfinden, 
unter dem Vorſitz des Vorſitzenden oder ſeines Stellvertreters. Er iſt beſchlußfähig, ſobald die Mehr⸗ 
heit ſeiner Mitglieder vertreten iſt und faßt ſeine Beſchlüſſe mit Stimmenmehrheit; bei Stimmengleich⸗ 
heit entſcheidet der Vorſitzende. Beſchlüſſe über Anträge auf Satzungsänderung oder Auflöſung des 
M. V. D. können jedoch vom Vorſtand nur mit ¼ Mehrheit ſämtlicher gewählter Vorſtandsmitglieder 
gefaßt werden. 

Über die Sitzung iſt eine Niederſchrift zu fertigen. 

Der Vorſitzende kann zu den Sitzungen Sachverſtändige mit beratender Stimme zuziehen. Er 
kann zur Durchführung beſtimmter Einzelaufgaben im Benehmen mit dem Verwaltungsrat Kom⸗ 
miſſionen (Propaganda⸗Ausſchuß etc.) einſetzen. 

Willenserklärungen und Zeichnungen für den M. V. D. müſſen entweder durch den Vorſitzenden 
(Stellvertreter) und ein weiteres Vorſtandsmitglied oder durch den Vorſitzenden (Stellvertreter) und 
einen Geſchäftsführer erfolgen. Die Zeichnung geſchieht in der Weiſe, daß die Zeichnenden dem Namen 
des Verbandes ihre Unterſchrift beifügen. 

8 12 

Dem Vorſtand obliegt die Wahrnehmung aller nicht ausdrücklich anderen Organen zugewieſenen 
Aufgaben. 

Ihm fallen insbeſondere folgende Aufgaben zu: 

1. die Durchführung aller in S 2 genannten Maßnahmen; 

2. die Aufnahme und der Ausſchluß der in § 4 Abſ. 2 genannten Mitglieder; 

3. die Feſtſetzung von Ort und Zeit der Sitzungen des Vorſtandes, des Verwaltungsrats, der 
Vertreterverſammlung und des Preisausſchuſſes; 

4. die Anberaumung und Durchführung der Wahlen der Mitglieder des Verwaltungsrats; 

5. die Aufſtellung des Geſchäftsberichts des vergangenen und des Haushaltsplans des Tome 
menden Geſchäftsjahres; 

6. die Feſtſetzung der Mitgliederbeiträge ſowie Ermäßigung und Erlaß der Beiträge in Sonder⸗ 
fällen; 

7. die Feſtſetzung von Ordnungsſtrafen, die Verhängung von Sperren oder Nachteilen ähn⸗ 5 
licher wirtſchaftlicher Bedeutung, die Feſtſetzung der Trinkmilchkontingente ſowie der ahnt 
oder teilweiſe Entzug dieſer Kontingente; 
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8. die zeitweilige Zuweiſung von Erzeugerbetrieben zu be- und verarbeitenden Betrieben zwecks 
Erzielung größtmöglicher Wirtſchaftlichkeit; 5 
9. die Verfügung über den Ausgleichsfonds (S 24); 
10. die Genehmigung ſämtlicher Milchlieferungsverträge ſowohl zwiſchen den Mitgliedern der 
Gruppen $ 4 Abſ. La) und b), als a) und c), als b) und c); 
11. die Überwachung der Innehaltung der den Mitgliedern obliegenden Pflichten ſowie die An⸗ 
ordnung der zur überwachung notwendigen Kontrollmaßnahmen; 
12. die Durchführung der Beſchlüſſe und Anordnungen des Verwaltungsrats und der Vertreterver⸗ 
ſammlung, beſonders der Kontingentierungs⸗ und Lieferordnung. 
8 13 

Der Verwaltungsrat beſteht aus einem Vorſitzenden und 9 weiteren Mitgliedern. 

Der Vorſitzende des Vorſtandes it zugleich Vorſitzender des Verwaltungsrats. Die übrigen Mit⸗ 
glieder werden durch eine Vereinigung der im § 4 Abſ. 1 genannten 3 Gruppen in geſonderter Wahl 
auf die Dauer von 3 Jahren gewählt, wobei auf die Gruppe a) 4 Mitglieder, auf die Gruppe b) 
3 Mitglieder und auf die Gruppe c) 2 Mitglieder entfallen. Für jedes Mitglied iſt ferner ein Stell⸗ 
vertreter zu wählen, der das Mitglied vertritt, wenn es verhindert iſt. Verwaltungsratsmitglieder 
können nicht zugleich Beiſitzer oder Geſchäftsführer im Vorſtande ſein. 


8 14 

Der Verwaltungsrat faßt ſeine Beſchlüſſe mit Stimmenmehrheit der anweſenden Mitglieder. Bei 
Stimmengleichheit entſcheidet der Vorſitzende. ; 

Der Verwaltungsrat iſt beſchlußfähig, wenn mindeſtens die Hälfte der ſatzungsmäßig beſtimmten 
Anzahl von Mitgliedern anweſend iſt. 

Der Verwaltungsrat erledigt ſeine Geſchäfte in Sitzungen, die mindeſtens viermal jährlich ſtatt⸗ 
finden. Auf Antrag von mehr als 3 Mitgliedern muß der Vorſitzende jederzeit eine Sitzung ein⸗ 
berufen. Der Geſamtvorſtand kann zu den Sitzungen eingeladen werden. 

Über die Sitzungen des Verwaltungsrats iſt eine Niederſchrift anzufertigen. 

. 8 

Der Verwaltungsrat hat den Vorſtand bei ſeiner Geſchäftsführung in allen Zweigen der Verwal⸗ 
tung zu überwachen und zu dieſem Zweck ſich über die Angelegenheiten des Vorſtandes zu unter⸗ 
richten. Er kann hierüber jederzeit Berichterſtattung von dem Vorſtand verlangen. 

Dem Verwaltungsrat fallen insbeſondere folgende Aufgaben zu: 

1. Unterſtützung des Vorſtandes in allen Angelegenheiten des $ 2 dieſer Satzung; 
2. Vornahme der Wahl der Vorſtandsmitglieder ſowie von Mitgliedern des Preisausſchuſſes und 
von Erſatzwahlen; 
3. Feſtſetzung der Vergütung für die Vorſtandsmitglieder; 
4. Entſcheidung über Beſchwerden der Mitglieder gegen Vorſtandsmitglieder; 
5. Entſcheidung über Beſchwerden der Mitglieder oder Vereinigungen ſolcher gegen Beſchlüſſe des 
Vorſtandes 1 l 
a) wegen Verweigerung der Aufnahme in den M. V. D. oder wegen Ausſchluſſes aus dem 
M. V. D. in dem Falle des $ 4 Abſ. 2, FH 
b) wegen Verhängung von Sperren und Nachteilen ähnlicher wirtſchaftlicher Bedeutung, 
c) wegen Feſtſetzung von Ordnungsſtrafen, 
d) wegen Feſtſetzung der Trinkmilchkontingente, 
e) wegen gänzlicher oder teilweiſer Entziehung des Trinkmilchkontingents 
vorbehaltlich der Zuſtändigkeit des Staatskommiſſars. 
6. Genehmigung von Überſchreitungen des Haushaltsplans. 

Gemeinſam mit dem Vorſtand hat der Verwaltungsrat noch folgende Aufgaben: 

1. Aufſtellung des Normal⸗Milchlieferungsvertrages, der den Milchlieferungsverträgen zu Grunde 
zu legen iſt (8 6 Abi. 2) f 
2. Feſtſetzung etwa erforderlicher Sonderumlagen ſowie der Höhe des Ausgleichsfonds. 


8 16 88 l N 

Die Vertreterverſammlung beſteht aus Vertretern der Mitglieder. Jede der in 8 4. Abſ. 1 ge⸗ 

nannten Gruppen entſendet aus dem Kreiſe ihrer Mitglieder einen oder mehrere Vertreter, die von 

einer Vereinigung dieſer Gruppe widerruflich zu wählen ſind, höchſtens jedoch ſoviele Vertreter, als 

die Teilung der von jeder Gruppe vertretenen Milchmenge Danziger Herkunft durch 5000 ergibt, wobei 
für die nicht teilbaren Mengen ein weiterer Vertreter zugelaſſen wird. W enen 
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Als vertretene Milchmenge gilt für die Gruppe a) die im Jahresdurchſchnitt täglich gelieferte Milch, 
für die Gruppe b) die im Jahresdurchſchnitt be- oder verarbeitete Milch, für die Gruppe c) die im 
Jahresdurchſchnitt täglich in den Verkehr gebrachte Milch. 

Die Vertreter jeder der 3 Gruppen haben je eine Stimme, jedoch darf die Geſamtzahl der Vertreter 
der Gruppen b) und c) die Zahl der Vertreter der Gruppe a) nicht überſteigen, wie umgekehrt die 
Zahl der Vertreter der Gruppe a) nicht größer ſein darf als die Geſamtzahl der Vertreter der 
Gruppen b) und c). Vertreter einer Gruppe, die hiernach auszuſcheiden haben, werden vom Bor: 
ſitzenden durch das Los beſtimmt. Soweit die Vertreterzahl einer Gruppe unter die Zahl ſinkt, die 
gemäß Abſatz 1 auf dieſe entfallen würde, wächſt das Stimmrecht den vorhandenen Vertretern dieſer 
Gruppe an. 

Die Vertreter können nicht zugleich Mitglieder des Vorſtandes und des Verwaltungsrats ſein. 

Die ordentliche Vertreterverſammlung findet alljährlich ſpäteſtens 4 Monate nach Ablauf des Ge- 
ſchäftsjahres ſtatt. Eine außerordentliche Vertreterverſammlung muß vom Vorſitzenden unverzüglich 
einberufen werden: 

a) auf Verlangen des Verwaltungsrats, 
b) auf Verlangen von dreiviertel der Vertreter einer Gruppe, 
c) wenn die Intereſſen des M. V. D. dies erfordern. 

Die Friſt für die Einladung beträgt mindeſtens 7 Wochentage; ſie kann im Falle c) des vor⸗ 
ſtehenden Abſatzes auf 3 Wochentage abgekürzt werden. Die Einladungen erfolgen ſchriftlich ſowie durch 
öffentliche Bekanntmachung. N 

Die Vertreterverſammlung iſt beſchlußfähig, wenn mindeſtens die Hälfte der ſtimmberechtigten Ver⸗ 
treter anweſend ſind. Sie beſchließt mit Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme 
des Vorſitzenden. 

Anderungen der Satzung oder die Auflöſung des M. V. D. können nur auf Antrag des Vor⸗ 
ſtandes ($ 11 Abſ. 2) in einer unter Angabe dieſer Beratungsgegenſtände einberufenen Vertreterver⸗ 
ſammlung, in welcher mindeſtens / aller Stimmen vertreten find mit einer Mehrheit von ¼ der ver⸗ 
tretenen Stimmen beſchloſſen werden. Dieſe Beſchlüſſe bedürfen der Genehmigung des Staatskom⸗ 
miſſars; ſie werden erſt mit der Erteilung der Genehmigung wirkſam. 

Die Beſchlüſſe der Vertreterverſammlung ſind in ein Protokollbuch einzutragen und durch den Vor⸗ 
ſitzenden zu unterzeichnen. 

a § 17 
Der Beſchlußfaſſung durch die Vertreterverſammlung unterliegt: 
a) die Feſtſetzung des Haushaltsplans; 
b) die Entgegennahme des Geſchäftsberichts und der Jahresrechnung, des Kaſſen- und Prüfungs⸗ 
berichts, die Entlaſtung des Vorſtandes und des Verwaltungsrats; f 
c) die Anderung der Satzung und Kontingentierungsordnung; 
d) die Auflöſung des Verbandes. 
§ 18 
Die Mitglieder des M. V. D. haben das Recht: N 
1. an der Verſorgung des Verbrauchergebiets mit Lieferung von Milch und Milcherzeugniſſen im 

Rahmen der Kontingentierungs- und Lieferordnung, dieſer Satzung ſowie der Anordnungen 

des Vorſtandes beteiligt zu werden; 

2. bei der Bildung der Organe des M. V. D. nach Maßgabe dieſer Satzung mitzuwirken, ſofern 
ſie einer Vereinigung einer Gruppe angehören; paſſives Wahlrecht haben nur Mitglieder über 

30 Jahre; 

3. an allen Einrichtungen und Vorteilen des M. V. D. teilzunehmen und dieſe nach den ſatzungs⸗ 

mäßigen Beſtimmungen zu benutzen; 5 

4. ihre milchwirtſchaftlichen Intereſſen durch die zuſtändigen Organe wahren zu laſſen. 
Sie ſind unbeſchadet der ſonſtigen geſetzlichen Pflichten verpflichtet: 
1. die Ziele und Aufgaben des M. V. D. nach jeder Richtung zu fördern; ; 
2. die Beſtimmungen der Kontingentierungsordnung, der Lieferordnung ſowie das Normal- 
Miilchlieferungsvertrages zu erfüllen; 5 
3. die feſtgeſetzten Preiſe und Spannen einzuhalten, ſich jeder unlauteren Konkurrenz zu ent⸗ 
balten ſowie jede Abweichung von den örtlichen milchhandelsüblichen Gepflogenheiten, insbe⸗ 
ſondere auch die Gewährung von Rabattmarken, Geſchenken, Zugaben etc. zu unterlaſſen. 
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4; ſoweit die Lieferung von Milch oder der in $ 7 genannten Milcherzeugniſſe 
a) unter Ausſchaltung des Kleinhandels unmittelbar an den Verbraucher (auch Großver⸗ 
braucher) ſtattfindet oder 
b) unter Ausſchaltung der Bearbeitungsbetriebe (Großhandels) unmittelbar an den Klein⸗ 
handel ſtattfindet, 
die erſparte Spanne in dem vom Vorſtand des M. V. D. feſtgeſetzten Umfang an den Milch⸗ 
ausgleichsfonds abzuführen. 

5. ſoweit zu Regulierzwecken Werkmilch als Trinkmilch geliefert wird, etwa erſparte Frachten 
und Preisdifferenzen zwiſchen Trinkmilch und Werkmilch auf Anordnung des Vorſtandes an 
den Milchausgleichsfonds abzuführen (vgl. 8 6 Abſ. 6 und 7); 

6. für die ſtatiſtiſchen Erhebungen des M. V. D. die vom Vorſtand geforderten Unterlagen pünkt⸗ 
lich und wahrheitsgemäß zu liefern; 

7. betriebstechniſche und kaufmänniſche Bücher⸗Kontrollen durch den M. V. D. jederzeit zu ge⸗ 

ſtatten; 

8. die feſtgeſetzten Beiträge ſowie etwaige Sonderumlagen an die Verwaltungskaſſe des M. V. D. 

abzuführen; 5 

9. Ordnungsſtrafen unverzüglich an den Milchausgleichsfonds des M. V. D. zu entrichten; 

10. a) Milchlieferungsverträge nur auf Grund des Normal⸗Lieferungsvertrags und der Liefer⸗ 
ordnung und Lieferverträge über die in $ 7 genannten Milcherzeugniſſe nur mit Geneh⸗ 
migung des Vorſtandes abzuſchließen; ; 

b) Milch und die in § 7 genannten Milcherzeugniſſe nur an Mitglieder des M. V. D. zu 
liefern und von Mitgliedern des M. V. D. abzunehmen. 

11. Krankheiten im Stall und bei den mit Milch beſchäftigten Perſonen, für die nach dem Geſetz 

eine Anzeigepflicht beſteht, dem Vorſtand unverzüglich zu melden; 

12. den Weiſungen des Vorſtandes und des Verwaltungsrats zu folgen; 

13. die Abführung ſämtlicher Geldleiſtungen im Wege der Verrechnung zu dulden, ſobald der 

Vorſtand die Einrichtung einer Abrechnungs⸗ und Zahlſtelle beſtimmt. 

Darüber hinaus ſind die be⸗ und verarbeitenden Betriebe verpflichtet, nach den Vorſchriften des 
Verbandes derart Buch zu führen, daß Name und Wohnort des Milchlieferanten, Menge und Art der 
Verwendung der täglich angelieferten Milch ſowie die an die Lieferanten zurückgelieferte Menge Mager⸗ 
milch, Molken und Milcherzeugniſſe für Beauftragte des M. V. D. ohne weiteres erkennbar ſind. f 

Der Vorſtand kann ferner Erzeugerbetrieben die Verpflichtung auferlegen, ſich einer Milchvieh⸗ 
kontrolle zu unterwerfen. a 

Bei Feſtſetzung der an die Mitglieder zu ſtellenden Anforderungen iſt der Verſchiedenheit und 
Leiſtungsfähigkeit, die ſich aus der Art und dem Umfang der Mitgliederbetriebe ergibt, Rechnung zu 
tragen. . 

8 19 

Den Erzeugerbetrieben bleibt unbeſchadet genoſſenſchaftlicher Bindung vorbehalten, ſelbſt darüber zu 
entſcheiden, in welcher Weiſe ſie die von ihnen gewonnene Milch innerhalb ihres Betriebes verwerten 
wollen, insbeſondere ob ſie die Milch in ihrem Betrieb zum Zwecke eigener Verwendung der Mager⸗ 
milch entrahmen und lediglich den Rahm abliefern oder ob ſie die Milch unter ganzer oder teilweiſer 
Rücknahme der Magermilch abliefern wollen. Stellen ſie jedoch Milcherzeugniſſe her, die im Verbraucher⸗ 
gebiet verwertet oder durch den Zuſammenſchluß erfaßt werden, ſo ſind ſie an die Beſtimmungen der 
Kontingierungs- und Lieferordnung, der Preisordnung und Abſatzregelung ſowie an die Vorſchriften 
dieſer Satzung gebunden. 8 3 A 118 

Beſteht für das Verbrauchergebiet Bearbeitungszwang, To ſind die Erzeugerbetriebe verpflichtet, 
die Milch unbearbeitet, jedoch gereinigt und gekühlt an eine Bearbeitungsſtätte des Gebiets des Zu⸗ 
ſammenſchluſſes zu liefern. Soweit die Erzeugerbetriebe nicht genoſſenſchaftlich gebunden ſind, hat der 
Vorſtand das Recht, ſie an beſtimmte Betriebe und Verarbeitungsſtätten zuzuweisen. 


\ 8 20 

Landwirtſchaftlicher Eigenverkauf iſt nur nach der Verordnung vom 27. 10. 1931 über die Re⸗ 
gelung der Milchwirtſchaft ſowie nach den dazu ergangenen Ausführungsbeſtimmungen ſtatthaft. So⸗ 
weit er im Verbrauchergebiet ſtattfindet, iſt er außerdem nur mit Genehmigung des Vorſtandes und 
nur dann zuläſſig, wenn die Betriebsſtätte des Erzeugers im Verbrauchergebiet oder in der I. Zone 
liegt. Unter landwirtſchaftlichem Eigenverkauf iſt jedoch nur diejenige Art des Verkaufs zu verſtehen, 
bei der die Lieferung unter Ausſchaltung jeglichen direkten oder indirekten Zwiſchenhandels unmittelbar 
an den Verbraucher erfolgt. ö ee Ran dne un Al 
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Die im Verkauf tätigen Perſonen müſſen in unmittelbarem Angeſtelltenverhältnis zum Erzeuger 
ſtehen. Der Erzeuger muß ſelbſt Inhaber der behördlichen Milchhandelserlaubnis ſein und die Ver⸗ 
antwortung für die Führung des Geſchäfties haben. 

5 § 21 

Mitglieder oder Vereinigungen von ſolchen, die gegen die Satzung, die zu ihrer Ausführung er⸗ 
laſſenen Beſtimmungen (Kontingentierungs⸗, Lieferordnung etc.) oder gegen die Anordnungen der 
Organe des M. V. D. verſtoßen, können durch Beſchluß des Vorſtandes in eine Ordnungsſtrafe bis zu 
1000.— G im Einzelfall genommen werden. 

Gegen die Feſtſetzung von Ordnungsſtrafen iſt binnen 2 Wochen nach Zuſtellung die Beſchwerde 
beim Staatskommiſſar zuläſſig. 

Die Beſchwerde hat keine aufſchiebende Wirkung und kann nur darauf geſtützt werden, daß die 
tatſächlichen Vorausſetzungen für die Verhängung der Zwangsſtrafe nicht vorhanden waren. Die 
Entſcheidung des Staatskommiſſars iſt endgültig. 

Die eingezogenen Ordnungsſtrafgelder abzüglich der entſtandenen Verwaltungskoſten fließen in den 
Milchausgleichsfonds des M. V. D. 
| 8 22 

Mitglieder, die wiederholt oder ſchwer gegen die Satzung oder die zu ihrer Ausführung erlaſſenen 
Beſtimmungen oder gegen die Anordnungen der Organe des M. V. D. verſtoßen und den Zweck des 
M. V. D. gefährden, können durch Beſchluß des Vorſtandes von der Lieferung von Trinkmilch oder 
Belieferung mit Trinkmilch zeitweiſe oder dauernd ausgeſchloſſen werden. 

Gegen den Beſchluß des Vorſtandes iſt vorbehaltlich des Aufſichtsrechts des Staatskommiſſars 
Beſchwerde an den Verwaltungsrat zuläſſig. 

8.23 

Die zur Erreichung der Verbandsaufgaben erforderlichen Mittel, insbeſondere die Koſten der Ver⸗ 
waltung, ſind durch Beiträge, die vom Vorſtand feſtgeſetzt werden, notfalls durch Sonderumlagen, 
die vom Vorſtand gemeinſam mit dem Verwaltungsrat beſchloſſen werden, aufzubringen. Mitglie⸗ 
derbeiträge und Umlagen ſind auf die Mitglieder gleichmäßig zu verteilen. Die Beiträge und Um⸗ 
lagen fließen in die Verwaltungskaſſe des M. V. D. Die Ausgaben erfolgen auf Grund des Haushalts⸗ 
plans. Aberſchreitungen des Haushaltsplans unterliegen der Genehmigung des Verwaltungsrats. 


§ 24 
Zur Durchführung der Verbandsaufgabe, nach den Grundſätzen größter Wirtſchaftlichkeit das Ver⸗ 
brauchergebiet mit ausreichender Milch zu verſorgen und die den Bedarf an Trinkmilch überſchießende 
Milch beſtens zu verwerten, wird ein Milchausgleichsfonds gebildet, der als beſonderer Vermögensſtock. 
getrennt von dem übrigen Vermögen zu verwalten iſt. 
In den Ausgleichsfonds fließen: 
1. die nach § 26 Abſ. 5 feſtgeſetzten Ausgleichsbeiträge, 
2. die auf Grund der Satzung oder der Kontingentierungsordnung verhängten Ordnungs⸗ 
ſtrafen, 
3. die im Falle des § 6 Abſ. 6 erſparten Frachten, die im Falle des $ 6 Abſ. 7 erſparten 
Preisdifferenzen ſowie die im Falle des $ 18 Abſ. 2 Ziff. 4 erſparten Spannen, 
4. Geldleiſtungen und Einſparungen, die ſich aus der Kontingentierungsordnung ergeben. 
Über die Mittel des Ausgleichsfonds verfügt der Vorſtand nach den vom Verwaltungsrat für 
die Verwendung des Ausgleichsfonds aufgeſtellten Grundſätzen und Richtlinien. Der Verwaltungsrat 
kann in Gemeinſchaft mit dem Vorſtand beſtimmen, daß die Mittel des Fonds auch zur Rationaliſie⸗ 
rung der Betriebe der Gruppen b) und c) verwendet werden können. j 


$ 25 
Rückſtändige Beiträge, Sonderumlagen, ſowie Beträge, die nach § 24 in den Milchausgleichs⸗ 
fonds des M. V. D. fließen, werden im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben, ſoweit ſie nicht 


auf einmalige Aufforderung an den M. V. D. eingezahlt werden. 


8 26 | 
Zur Feſtſetzung der Kleinverkaufspreiſe, der Erzeugerpreiſe für Trinkmilch und die im 8 7 ge⸗ 
nannten Milcherzeugniſſe ſowie für Werkmilch, ferner zur Feſtſetzung der Spannen für die milchbe⸗ und 
verarbeitenden Betriebe und den Kleinhandel wird ein Preisausſchuß gebildet. ee 
Der Preisausſchuß beſteht g 5 
1. aus dem Vorſitzenden des M. V. D., 
2. aus weiteren 5 Mitgliedern der Gruppe a) ſowie 
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3. aus 6 Milchkäufern und zwar 
a) 2 Vertreter der Verbraucher, 
b) 2 Vertreter der Gruppe b), von denen einer Inhaber einer ſtädtiſchen Privatmolkerei 
ſein muß, 
c) 2 Vertreter der Gruppe c). 

Die Vertreter der Milcherzeuger, der be- und verarbeitenden Betriebe und der Händler werden 
vom Verwaltungsrat gewählt; die Vertreter der Verbraucher beſtimmt der Staatskommiſſar. In glei⸗ 
cher Weiſe ſind Stellvertreter für die Mitglieder zu beſtellen. 

Bei der Feſtſetzung der Erzeugerpreiſe iſt die Milch nach Gütegraden und zwar mindeſtens nach 
Reinlichkeit, bei Werkmilch auch nach dem Fettgehalt zu bewerten. 

Für Trinkmilch und Sahne iſt gleichzeitig mit der Preisfeſtſetzung ein Ausgleichsbeitrag feſt⸗ 
zuſetzen, der an den Milchausgleichsfonds abzuführen iſt. 

Auf die Bearbeitungs-(Großhandels-)ſpanne haben nur Betriebe Anſpruch, die nach $ 5 der 
Verordnung vom 13. 12. 1932 (G. Bl. S. 831) als Molkereibetriebe konzeſſioniert worden ſind. 

Der Preisausſchuß iſt vom Vorſitzenden nach Bedarf einzuberufen. Er muß einberufen werden, 
wenn es der Verwaltungsrat beſchließt oder wenn die Vereinigungen zweier in 8 4 Abi. 1 genannten 
Gruppen es beantragt. Der Preisausſchuß faßt ſeine Beſchlüſſe mit Stimmenmehrheit ſeiner anwe⸗ 
ſenden Mitglieder. Bei Stimmengleichheit entſcheidet der Vorſitzende. 


Ss 27 5 
Mit Genehmigung des Staatskommiſſars kann der Preisausſchuß auch für Butter und Käſe 
Groß⸗ und Kleinhandelspreiſe feſtſetzen. S 26 Abſ. 5 findet entſprechende Anwendung. 


8 28 
Betriebe, die Trinkmilch für das Verbrauchergebiet be- oder verarbeiten, haben im Intereſſe der 
Volksgeſundheit die Vorſchriften der Verordnung vom 13. 12. 1932 betr. Molkereien (G. Bl. S. 831) 
ſowie die Beſtimmungen der J. Ausführungsverordnung vom 10. 5. 1932 zur Verordnung über die 
Regelung der Milchwirtſchaft über Anterſuchung und Prüfung der Milch beſonders auf Geſchmack, 
Geruch, Schmutz, Fettgehalt, Fälſchung, Säuregrad und bakteriologiſcher Beſchaffenheit genaueſtens 
zu beachten. 
8 29 
Für die Verbindlichkeiten des Verbandes haftet deſſen Vermögen. Soweit daraus Gläubiger des 
Verbandes nicht befriedigt werden können, muß der Schuldbetrag durch Beiträge aufgebracht werden, 
die vom Vorſtand gleichmäßig auf die Mitglieder umzulegen ſind. 


8 30 
Bekanntmachungen des M. V. D. find in der Danziger Neueſte Nachrichten, der Danziger Landes⸗ 
zeitung und der Danziger Allgemeine Zeitung ſowie im Fachblatt des Danziger Landbundes zu ver⸗ 
öffentlichen. 
8 31 
Im Falle der Auflöſung des Verbandes werden etwa vorhandene Vermögensüberſchüſſe nach An⸗ 
ordnung des Staatskommiſſars ausſchließlich zur Förderung der Milchwirtſchaft im Gebiet der Freien 
Stadt Danzig verwendet. 
8 32 
Der M. V. D. ſteht unter der Aufſicht des Staatskommiſſars. 
Für die Befugniſſe des Staatskommiſſars gelten die Vorſchriften der Verordnung vom 7. März 
1933. 
| 8 33 
Über Streitigkeiten, die ſich aus der Auslegung oder bei der Durchführung dieſer Satzung, der 
Kontingentierungsordnung oder der von den Organen des M. V. D. erlaſſenen Vorſchriften zwiſchen 
Mitgliedern und Organen des M. V. D. oder zwiſchen verſchiedenen Organen des M. V. D. ergeben 
können, entſcheidet der Staatskommiſſar unter Ausſchluß des Rechtsweges endgültig. 


8 34 
Dieſe Satzung iſt im Geſetzblatt der Freien Stadt Danzig bekannt zu machen; ſie tritt am 
15. März 1933 in Kraft. 
Danzig, den 7. März 1933. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
i Dr. Ziehm Hinz 
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Kontingentierungsordnung 


1. An der Milchverſorgung des Verbrauchergebiets und am Abſatz der innerhalb dieſes Gebiets an⸗ 
ſäſſigen Milcherzeuger werden die im bezw. in das Verbrauchergebiet liefernden Erzeugerbetriebe 
entſprechend dem Umfang des vom Vorſtand des M. V. D. zugeteilten Kontingents beteiligt. 

2. Ein Kontingent erhalten bei der erſten Kontingentierung nur ſolche Erzeugerbetriebe, deren Milch 
im Dezember 1932 zum Trinkmilchverzehr in das Verbrauchergebiet geliefert worden iſt und die 
den Vorſchriften der Verordnung vom 27. 10. 1931 über die Regelung der Milchwirtſchaft und 
den dazu erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen Genüge leiſten. 

3. Die Kontingentierung wird in der Weiſe gehandhabt, daß die in der I. und II. Zone des Erzeuger⸗ 
gebiets liegenden genoſſenſchaftlichen und Privat⸗Molkereien ein Geſamtkontingent erhalten, während 
die Einzelmitglieder der Erzeugergruppe einzeln kontingentiert werden. 

Die Zuteilung der Kontingente hat nach dem Grundſatz der größten Wirtſchaftlichkeit zu er⸗ 
folgen und ſoll auf die lebenswichtigen Intereſſen der reinen Werkmilchbetriebe Rückſicht nehmen. 
Hinſichtlich der Bemeſſung der Kontingente iſt nach dem Grundſatz zu verfahren, daß das Kon⸗ 
tingent umſo höher iſt, je näher der zu kontingentierende Betrieb am Verbrauchergebiet liegt; 
das Kontingent iſt am höchſten bei den im Verbrauchergebiet ſelbſt gelegenen Erzeugerbetrieben. 
Die Höhe des Kontingents nimmt zur Grenze der II. Zone ab. Die in der II. Zone liegenden 
Erzeugerbetriebe erhalten ein geringeres Kontingent als die im Verbrauchergebiet und in der 
I. Zone liegenden Betriebe. Erzeugerbetriebe, die an der Grenze zum reinen Werkmilchgebiet 
liegen, erhalten das geringſte Trinkmilchkontingent. Die in der III. Zone gelegenen Erzeuger⸗ 
betriebe ſind von der Kontingentierung ausgeſchloſſen. 

Die genoſſenſchaftlichen ſowie die Privat⸗ Molkereien find verpflichtet, ihren Lieferanten nad) 
eigenen Grundſätzen, jedoch im Rahmen dieſer Kontingentierungsordnung Einzelkontingente zuzu⸗ 
teilen. Bei Streitigkeiten über die Unterkontingentierung entſcheidet der Vorſtand des M. V. D. 
unter Ausſchluß des ordentlichen Rechtsweges endgültig. 

4. Die Jahreskontingente der Kontingentsbetriebe ſollen nach den Milchmengen bemeſſen werden, die 
im Durchſchnitt des Jahres 1932 als Trinkmilch abgeſetzt worden ſind. 

Die Teilung der Jahreskontingente durch 365 ergibt die Tageskontingente. 

5. Zur Beſeitigung von Anbilligkeiten, Härten und Schwierigkeiten werden von der Summe der 
Tageskontingente 5% als Kontingentsreſerve einbehalten. Aus der Kontingentsreſerve kann der 
Vorſtand des M. V. D. einzelnen Betrieben Kontingente zuweiſen, ohne an die in Ziffer 2, 3 
und 4 feſtgelegten Grundſätze gebunden zu fein. 

6. Die Geſamtheit der Tageskontingente zuzüglich der Kontingentsreſerve, über die der Vorſtand ge⸗ 
mäß Ziffer 5 verfügt hat, ergibt das Geſamtkontingent. 

7. Der Vorſtand des M. V. D. ſtellt das Verhältnis zwiſchen dem Trinkmilchbedarf des Verbraucher⸗ 
gebiets und dem Geſamtkontingent monatlich feſt und teilt die Verhältniszahl den beteiligten Mit⸗ 
gliedern des Verbandes mit. Die monatliche Friſt kann vom Vorſtand nach Bedarf verlängert 
oder verkürzt werden. 

8. Die be- und verarbeitenden Betriebe haben die im § 18 der Satzung drittletzten Abſatz vorge⸗ 
ſchriebenen Liſten ſorgfältig und laufend zu führen und ohne Aufforderung am Ende jeden Mo⸗ 
nats dem Vorſtand des M. V. D. genaue Angaben über die Geſamtanlieferung ihrer Lieferanten 
und die Mengen der tatſächlich abgegebenen Trinkmilch und der in § 7 der Satzung genannten 
Milcherzeugniſſe zu machen. Ergibt ſich aus der Aufitellung, daß die Sollkontingente größer waren 
als der Abſatz, jo it der Vorſtand des M. V. D., wenn er nicht eine prozentuale Kürzung der Kon⸗ 
tingente vornimmt, verpflichtet, aus dem Milchausgleichsfonds die Differenz dieſen Betrieben zu⸗ 
zuzahlen. Umgekehrt find die be- und verarbeitenden Betriebe verpflichtet, für die über das Soll⸗ 
kontingent hinaus abgeſetzte Trinkmilch die Preisdifferenz zwiſchen Werk⸗ und Trinkmilchpreis an 
den Milchausgleichsfonds abzuführen. 

9. Bei der Durchführung der Kontingentierung werden grundſätzlich folgende Gruppen von Mit⸗ 
gliedern des M. V. D. unterſchieden: 

4) die Landwirte und Kuhhalter, die Milch im Verbrauchergebiet im Handel oder an den Ver⸗ 

braucher abſetzen, 

b) die unmittelbar an Bearbeitungsbetriebe des Verbrauchergebiets liefernden Milcherzeuger, 
e) die an Genoſſenſchafts- und Landmolkereien liefernden Milcherzeuger. 

Die Mitglieder zu 9a) haben täglich und laufend über die erzeugten und verkauften Milch⸗ 

mengen genaue Liſten zu führen. Die über ihr Kontingent hinaus verkaufte Trinkmilch haben ſie 


10. 


11. 


12. 


13. 


14. 


15. 


16. 


17. 


18. 


19. 
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dem M. V. D. gegenüber in der Art abzurechnen, daß die Differenz zwiſchen Trinkmilch⸗ und Werk⸗ 
milchpreis an den Milchausgleichsfonds abzuführen iſt. 

Den Mitgliedern zu 9b) wird nur ihr Kontingent zum Trinkmilchpreis abgerechnet, für die 
Mehrlieferung wird der Werkmilchpreis vergütet. Der Vorſtand des M. V. D. iſt berechtigt, den 
Stadtmolkereien im Austauſch mit Landmolkereien unter Verrechnung der Differenz zwiſchen 
Trinkmilch⸗ und Werkmilchpreis Werkmilch zum Trinkmilchverbrauch zu überlaſſen; die hierbei er⸗ 
ſparten Transportkoſten fließen in den Milchausgleichsfonds des M. V. D. 

Die zu ge) genannten Genoſſenſchafts⸗ und Landmolkereien haben mit ihren Erzeugerbe⸗ 
trieben nach dem gleichen Verfahren abzurechnen, ſo daß die Trinkmilchkontingente zum Trink⸗ 
milchpreis und die überſchießende Menge zum Werkmilchpreis zu vergüten iſt. Kommen ſie dieſer 
Verpflichtung nicht nach, jo hat der Vorſtand des M. V. D. den Abrechnungs⸗ und Zahlungsver⸗ 
kehr für dieſe Betriebe auf ihre Koſten zu übernehmen. 


Kontingente können mit Zuſtimmung des Vorſtandes des M. V. D. von einem Kontingentsbetrieb 
ganz oder teilweiſe einem anderen Kontingentsbetrieb überlaſſen werden. 

Mitgliederbetriebe der Erzeugergruppe dürfen Milch nicht liefern, von der ſie wiſſen oder den 
Umſtänden nach annehmen müſſen, daß ſie unter Umgehung dieſer Kontingentierungsordnung in 
das Verbrauchergebiet gebracht wird. 

Mitgliederbetriebe der Bearbeiter⸗ und Händlergruppe dürfen nur ſolche Milch als Trinkmilch an⸗ 
nehmen und in den Verkehr bringen, welche nachweislich aus Betrieben ſtammt, denen ein Kon⸗ 
tingent zugeteilt iſt. 

Die Mitglieder der Erzeugergruppe und der Bearbeitergruppe dürfen Milch nur dann im Ver⸗ 
brauchergebiet an den Händler abgeben, wenn dieſer Mitglied der Händlergruppe iſt. 

Alle Milchlieferungsverträge dürfen nur auf Grund des vom Vorſtand und vom Verwaltungs⸗ 
rat des M. V. D. aufgeſtellten Normal⸗Milchlieferungsvertrages abgeſchloſſen werden. Die Milch⸗ 
lieferung darf erſt erfolgen, wenn der Vertrag durch den Vorſtand des M. V. D. ſchriftlich ge⸗ 
nehmigt iſt. 

Den Mitgliedsbetrieben iſt das Kontingent ganz oder teilweiſe zu entziehen, wenn: 

a) der Mitgliedsbetrieb ſich außer Stande zeigt, die Vorſchriften der Milchverordnung über die 
Beſchaffenheit, Behandlung und den Transport der Milch einzuhalten, 

b) der Mitgliedsbetrieb die Milchlieferung in das Verbrauchergebiet einſtellt, 

c) die gelieferte Milch wiederholt behördlich beanſtandet wird oder wiederholt ſchuldhaft den 
handelsüblichen Verkehrsbedingungen nicht entſpricht, 

d) der Mitgliedsbetrieb ſein volles Kontingent auf Erfordern nicht erfüllt; eine vorübergehende 
Minderlieferung bleibt außer Betracht, wenn ſie nicht auf einem ſchuldhaften Verhalten be⸗ 
ruht, 

e) der Inhaber des Mitgliedsbetriebs der Satzung und der Koriktrigeittierumgsordnung oder den 
vom Vorſtand und Verwaltungsrat innerhalb ſeiner Zuſtändigkeit erlaſſenen Vorſchriften trotz 
Verwarnung vorſätzlich zuwiderhandelt. 

1) das Mitglied die feſtgeſetzten Preiſe und Spannen verletzt. 

Über die durch Entziehung oder Kürzung freiwerdenden Kontingente verfügt der Vorſtand des 
M. V. D.; fie können vorzugsweiſe zu Gunſten ſolcher Mitgliedsbetriebe verwendet werden, bei 
denen eine unbillige Härte vorliegt. 

Alljährlich findet eine Neukontingentierung auf Grund der Milchlieferung der Mitglieder in den 
Monaten September bis Dezember einſchl. eines jeden Jahres ſtatt und zwar derart, daß das 
Kontingent ſchlüſſelmäßig im Verhältnis der Geſamtmilchanlieferung zum Trinkmilchabſatz berech⸗ 
net wird unter Berückſichtigung der Entfernung des Kontingentsbetriebs zum Verbrauchergebiet. 
Die Vertreterverſammlung kann Anderungen beſchließen, ſoweit Erwägungen der Billigkeit, der 
Wirtſchaftlichkeit und Qualitätsverbeſſerung es rechtfertigen. 

Der Vorſtand des M. V. D. hat alle Anordnungen zu treffen, welche zur Durchführung dieſer 
Kontingentierungsordnung erforderlich ſind. 

Die Kontingentierungsordnung iſt ein weſentlicher Beſtandteil der Colin des M.B.D. und tritt 
mit dieſer in Kraft. 
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Schriftleitung Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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